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Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Vorbehalt und Erklärung wird genehmigt.

(Übersetzung)

ZUSATZPROTOKOLL
ZUM EUROPÄISCHEN
ÜBEREINKOMMEN ÜBER
DIE RECHTSHILFE IN

STRAFSACHEN
Die Mitgliedstaaten des Euro-

parats, die dieses Protokoll unter-
zeichnen —

von dem Wunsch geleitet, die
Anwendung des am 20. April
1959 in Straßburg zur Unter-
zeichnung aufgelegten Europäi-
schen Übereinkommens über die
Rechtshilfe in Strafsachen *) (im
folgenden als „Übereinkommen"
bezeichnet) auf dem Gebiet der
fiskalischen strafbaren Handlun-
gen zu erleichtern;

in der Erwägung, daß es auch
zweckmäßig ist, das Übereinkom-
men in bestimmten anderen
Punkten zu ergänzen —

sind wie folgt übereingekom-
men:

KAPITEL I
Artikel 1

Die Vertragsparteien üben das
in Artikel 2 Buchstabe a des
Übereinkommens vorgesehene
Recht zur Verweigerung der
Rechtshilfe nicht allein aus dem
Grund aus, daß das Ersuchen

*) Kundgemacht in BGBl.
Nr. 41/1969
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eine strafbare Handlung betrifft,
welche die ersuchte Vertragspar-
tei als eine fiskalische strafbare
Handlung ansieht.

Artikel 2

(1) Hat eine Vertragspartei die
Erledigung von Rechtshilfeersu-
chen um Durchsuchung oder
Beschlagnahme von Gegenstän-
den der Bedingung unterworfen,
daß die dem Rechtshilfeersuchen
zugrunde liegende strafbare
Handlung sowohl nach dem
Recht der ersuchenden als auch
nach dem Recht der ersuchten
Vertragspartei strafbar ist, so ist
diese Bedingung in bezug auf fis-
kalische strafbare Handlungen
erfüllt, wenn die Handlung nach
dem Recht der ersuchenden Ver-
tragspartei strafbar ist und einer
strafbaren Handlung derselben
Art nach dem Recht der ersuch-
ten Vertragspartei entspricht.

(2) Das Ersuchen darf nicht mit
der Begründung abgelehnt wer-
den, daß das Recht der ersuchten
Vertragspartei nicht dieselbe Art
von Abgaben oder Steuern oder
keine Abgaben-, Steuer-, Zoll-
oder Devisenbestimmungen der-
selben Art wie das Recht der
ersuchenden Vertragspartei vor-
sieht.

KAPITEL II

Artikel 3

Das Übereinkommen findet
auch Anwendung

a) auf die Zustellung von
Urkunden betreffend die
Vollstreckung einer Strafe,
die Eintreibung einer Geld-
strafe oder Geldbuße oder
die Zahlung von Verfah-
renskosten;

b) auf Maßnahmen betreffend
den bedingten Ausspruch
einer Strafe, die bedingte
Strafnachsicht, die bedingte
Entlassung, den Strafauf-
schub oder die Strafunter-
brechung.

KAPITEL III

Artikel 4
Artikel 22 des Übereinkom-

mens wird durch den folgenden
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Wortlaut ergänzt, wobei der
ursprüngliche Artikel 22 des
Übereinkommens Absatz 1 wird
und die nachstehenden Bestim-
mungen Absatz 2 werden:

„(2) Ferner übermittelt jede
Vertragspartei, welche die vorge-
nannte Benachrichtigung vorge-
nommen hat, der anderen Ver-
tragspartei auf deren Ersuchen im
Einzelfall eine Abschrift der in
Betracht kommenden Urteile und
Maßnahmen sowie alle weiteren
diesbezüglichen Auskünfte, um
ihr die Prüfung zu ermöglichen,
ob dadurch innerstaatlich Maß-
nahmen erforderlich werden.
Diese Übermittlung findet zwi-
schen den Justizministerien statt."

KAPITEL IV

Artikel 5

(1) Dieses Protokoll liegt für
die Mitgliedstaaten des Europa-
rats, die das Übereinkommen
unterzeichnet haben, zur Unter-
zeichnung auf. Es bedarf der
Ratifikation, Annahme oder
Genehmigung. Die Ratifika-
tions-, Annahme- oder Genehmi-
gungsurkunden werden beim
Generalsekretär des Europarats
hinterlegt.

(2) Das Protokoll tritt 90 Tage
nach Hinterlegung der dritten
Ratifikations-, Annahme- oder
Genehmigungsurkunde in Kraft.

(3) Für jeden Unterzeichner-
staat, der das Protokoll später
ratifiziert, annimmt oder
genehmigt, tritt es 90 Tage nach
Hinterlegung seiner Ratifika-
tions-, Annahme- oder Genehmi-
gungsurkunde in Kraft.

(4) Ein Mitgliedstaat des Euro-
parats kann dieses Protokoll nicht
ratifizieren, annehmen oder
genehmigen, ohne gleichzeitig
oder vorher das Übereinkommen
ratifiziert zu haben.

Artikel 6

(1) Jeder Staat, der dem Über-
einkommen beigetreten ist, kann
diesem Protokoll beitreten, nach-
dem es in Kraft getreten ist.
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(2) Der Beitritt erfolgt durch
Hinterlegung einer Beitrittsur-
kunde beim Generalsekretär des
Europarats; die Urkunde wird
90 Tage nach ihrer Hinterlegung
wirksam.

Artikel 7

(1) Jeder Staat kann bei der
Unterzeichnung oder bei der
Hinterlegung seiner Ratifika-
tions-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde ein-
zelne oder mehrere Hoheitsge-
biete bezeichnen, auf die dieses
Protokoll Anwendung findet.

(2) Jeder Staat kann bei der
Hinterlegung seiner Ratifika-
tions-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde
oder jederzeit danach durch eine
an den Generalsekretär des Euro-
parats gerichtete Erklärung dieses
Protokoll auf jedes weitere in der
Erklärung bezeichnete Hoheits-
gebiet erstrecken, dessen interna-
tionale Beziehungen er wahr-
nimmt oder für das er Vereinba-
rungen treffen kann.

(3) Jede nach Absatz 2 abgege-
bene Erklärung kann in bezug
auf jedes darin genannte Hoheits-
gebiet durch eine an den General-
sekretär des Europarats gerich-
tete Notifikation zurückgenom-
men werden. Die Zurücknahme
wird sechs Monate nach Eingang
der Notifikation beim Generalse-
kretär des Europarats wirksam.

Artikel 8

(1) Die von einer Vertragspartei
zu einer Bestimmung des Über-
einkommens angebrachten Vor-
behalte finden auch auf dieses
Protokoll Anwendung, sofern
diese Vertragspartei bei der
Unterzeichnung oder bei der
Hinterlegung ihrer Ratifika-
tions-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde
keine anderslautende Absicht
zum Ausdruck bringt. Das glei-
che gilt für Erklärungen, die auf
Grund des Artikels 24 des Über-
einkommens abgegeben worden
sind.
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(2) Jeder Staat kann bei der
Unterzeichnung oder bei der
Hinterlegung seiner Ratifika-
tions-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde
erklären, daß er sich das Recht
vorbehält,

a) Kapitel I nicht oder nur hin-
sichtlich bestimmter strafba-
rer Handlungen oder
bestimmter Kategorien der
in Artikel 1 bezeichneten
strafbaren Handlungen
anzunehmen oder einem
Rechtshilfeersuchen um
Durchsuchung oder
Beschlagnahme von Gegen-
ständen in bezug auf fiskali-
sche strafbare Handlungen
nicht zu entsprechen;

b) Kapitel II nicht anzuneh-
men;

c) Kapitel III nicht anzuneh-
men.

(3) Jede Vertragspartei kann
einen von ihr nach Absatz 2 ange-
brachten Vorbehalt durch eine an
den Generalsekretär des Europa-
rats gerichtete Erklärung zurück-
ziehen; die Erklärung wird mit
ihrem Eingang wirksam.

(4) Eine Vertragspartei, die
einen Vorbehalt zu einer Bestim-
mung des Übereinkommens auf
dieses Protokoll angewendet oder
einen Vorbehalt zu einer Bestim-
mung des Protokolls angebracht
hat, kann nicht verlangen, daß
eine andere Vertragspartei diese
Bestimmung anwendet; sie kann
jedoch, wenn es sich um einen
Teilvorbehalt oder einen beding-
ten Vorbehalt handelt, die
Anwendung der betreffenden
Bestimmung insoweit verlangen,
als sie selbst sie angenommen hat.

(5) Andere Vorbehalte zu die-
sem Protokoll sind nicht zulässig.

Artikel 9

Dieses Protokoll steht weiter-
gehenden Regelungen zwei- oder
mehrseitiger, zwischen Vertrags-
parteien nach Artikel 26 Absatz 3
des Übereinkommens geschlosse-
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ner Übereinkünfte nicht entge-
gen.

Artikel 10

Das Europäische Komitee für
Strafrechtsfragen des Europarats
wird die Durchführung dieses
Protokolls verfolgen; soweit
erforderlich, erleichtert es die
gütliche Behebung aller Schwie-
rigkeiten, die sich aus der Durch-
führung des Protokolls ergeben
könnten.

Artikel 11

(1) Jede Vertragspartei kann
dieses Protokoll durch eine an
den Generalsekretär des Europa-
rats gerichtete Notifikation für
sich kündigen.

(2) Die Kündigung wird sechs
Monate nach Eingang der Notifi-
kation beim Generalsekretär
wirksam.

(3) Die Kündigung des Über-
einkommens hat ohne weiteres
auch die Kündigung dieses Pro-
tokolls zur Folge.

Artikel 12

Der Generalsekretär des Euro-
parats notifiziert den Mitglied-
staaten des Rates und jedem
Staat, der dem Übereinkommen
beigetreten ist,

a) jede Unterzeichnung dieses
Protokolls;

b) jede Hinterlegung einer
Ratifikations-, Annahme-,
Genehmigungs- oder Bei-
trittsurkunde;

c) jeden Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Protokolls
nach seinen Artikeln 5 und
6;

d) jede nach Artikel 7 Ab-
sätze 2 und 3 eingegangene
Erklärung;

e) jede nach Artikel 8 Absatz 1
eingegangene Erklärung;

f) jeden nach Artikel 8
Absatz 2 angebrachten Vor-
behalt;
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g) jedes Zurückziehen eines
Vorbehalts nach Artikel 8
Absatz 3;

h) jede nach Artikel 11 einge-
gangene Notifikation und
den Zeitpunkt, zu dem die
Kündigung wirksam wird.

Zu Urkund dessen haben die
hierzu gehörig befugten Unter-
zeichneten dieses Protokoll
unterschrieben.

Geschehen zu Straßburg am
17. März 1978 in englischer und
französischer Sprache, wobei
jeder Text gleichermaßen authen-
tisch ist, in einer Urschrift, die im
Archiv des Europarats hinterlegt
wird. Der Generalsekretär des
Europarats übermittelt allen
Unterzeichnerstaaten und allen
beitretenden Staaten beglaubigte
Abschriften.

Vorbehalt und Erklärung
Die Republik Österreich

erklärt gem. Art. 8 Abs. 2 des
Protokolls, Kapitel I nur hinsicht-
lich Abgaben-, Steuer- und Zoll-
strafsachen anzunehmen.

Auf Grund des österreichi-
schen Vorbehaltes zu Art. 2 lit. b
des Übereinkommens sowie unter
Bedachtnahme auf Art. 8 Abs. 1
des Protokolls erklärt die Repu-
blik Österreich, daß Rechtshilfe
in Anwendung des Kapitels I die-
ses Protokolls nur unter der
Bedingung geleistet wird, daß
entsprechend den in den österrei-
chischen Rechtsvorschriften vor-
gesehenen Geheimhaltungspflich-
ten die im Rahmen der Rechts-
hilfe erhaltenen Auskünfte und
Beweise nur in dem Strafverfah-
ren, für das um Rechtshilfe
ersucht worden ist, sowie in den
mit diesem Verfahren in unmittel-
barem Zusammenhang stehenden
Abgaben-, Steuer- oder Zollver-
fahren verwendet werden.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 2. Mai 1983 beim Generalsekretär des Europarats hinterlegt; das Zusatzprotokoll tritt
gemäß seinem Art. 6 Abs. 2 für Österreich am 31. Juli 1983 in Kraft.
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Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarats haben folgende weitere Staaten das Zusatz-
protokoll ratifiziert bzw. angenommen:

Dänemark, Griechenland, Niederlande (für das Königreich in Europa) und Schweden.

Die Niederlande haben anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde nachstehenden Vorbe-
halt erklärt:

„Die Regierung des Königreiches der Niederlande erklärt gemäß Art. 8 Abs. 2 lit. a des vorerwähnten
Protokolls, daß sie sich das Recht vorbehält, einem Rechtshilfeersuchen um Durchführung oder Beschlag-
nahme von Gegenständen in bezug auf fiskalische strafbare Handlungen nicht zu entsprechen."

Kreisky

297.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Vorbehalt wird genehmigt.

(Übersetzung)

ZWEITES ZUSATZPRO-
TOKOLL ZUM EUROPÄI-
SCHEN AUSLIEFE-

RUNGSÜBEREINKOM-
MEN

Die Mitgliedstaaten des Euro-
parats, die dieses Protokoll unter-
zeichnen —

von dem Wunsch geleitet, die
Anwendung des am 13. Dezem-
ber 1957 in Paris zur Unterzeich-
nung aufgelegten Europäischen
Auslieferungsübereinkommens *)
(im folgenden als „Übereinkom-
men" bezeichnet) auf dem Gebiet
der fiskalischen strafbaren Hand-
lungen zu erleichtern;

in der Erwägung, daß es auch
zweckmäßig ist, das Übereinkom-
men in bestimmten anderen
Punkten zu ergänzen —

sind wie folgt übereingekom-
men:

KAPITEL I
Artikel 1

Artikel 2 Absatz 2 des Überein-
kommens wird durch folgende
Bestimmung ergänzt:

„Dieses Recht gilt auch bei
Handlungen, die nur mit Geld-
sanktionen bedroht sind."

*) Kundgemacht in BGBl.
Nr. 320/1969
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KAPITEL II

Artikel 2

Artikel 5 des Übereinkommens
wird durch folgende Bestimmun-
gen ersetzt:

„Fiskalische strafbare Handlun-
gen

(1) In Abgaben-, Steuer-, Zoll-
und Devisenstrafsachen wird die
Auslieferung zwischen den Ver-
tragsparteien nach Maßgabe des
Übereinkommens wegen Hand-
lungen bewilligt, die nach dem
Recht der ersuchten Vertragspar-
tei einer strafbaren Handlung
derselben Art entsprechen.

(2) Die Auslieferung darf nicht
mit der Begründung abgelehnt
werden, daß das Recht der
ersuchten Vertragspartei nicht
dieselbe Art von Abgaben oder
Steuern oder keine Abgaben-,
Steuer-, Zoll- oder Devisenbe-
stimmungen derselben Art wie
das Recht der ersuchenden Ver-
tragspartei vorsieht."

KAPITEL III

Artikel 3

Das Übereinkommen wird
durch folgende Bestimmungen
ergänzt:

„Abwesenheitsurteile

(1) Ersucht eine Vertragspartei
eine andere Vertragspartei um
Auslieferung einer Person zur
Vollstreckung einer Strafe oder
vorbeugenden Maßnahme, die ge-
gen sie in einem Abwesenheitsur-
teil verhängt worden ist, so kann
die ersuchte Vertragspartei die
Auslieferung zu diesem Zweck
ablehnen, wenn nach ihrer Auffas-
sung in dem diesem Urteil voran-
gegangenen Verfahren nicht die
Mindestrechte der Verteidigung
gewahrt worden sind, die aner-
kanntermaßen jedem einer straf-
baren Handlung Beschuldigten
zustehen. Die Auslieferung wird
jedoch bewilligt, wenn die ersu-
chende Vertragspartei eine als
ausreichend erachtete Zusiche-
rung gibt, der Person, um deren
Auslieferung ersucht wird, das
Recht auf ein neues Gerichtsver-

183
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fahren zu gewährleisten, in dem
die Rechte der Verteidigung
gewahrt werden. Diese Entschei-
dung ermächtigt die ersuchende
Vertragspartei, entweder das
betreffende Urteil zu vollstrek-
ken, wenn der Verurteilte keinen
Einspruch erhebt, oder andern-
falls gegen den Ausgelieferten die
Strafverfolgung durchzuführen.

(2) Unterrichtet die ersuchte
Vertragspartei die Person, um
deren Auslieferung ersucht wird,
von dem gegen sie ergangenen
Abwesenheitsurteil, so betrachtet
die ersuchende Vertragspartei
diese Mitteilung nicht als förmli-
che Zustellung mit Wirkung für
das Strafverfahren in diesem
Staat."

KAPITEL IV

Artikel 4

Das Übereinkommen wird
durch folgende Bestimmungen
ergänzt:

„Amnestie

Die Auslieferung wird nicht
bewilligt wegen einer strafbaren
Handlung, die im ersuchten Staat
unter eine Amnestie fällt und für
deren Verfolgung dieser Staat
nach seinem eigenen Strafrecht
zuständig war."

KAPITEL V

Artikel 5

Artikel 12 Absatz 1 des Über-
einkommens wird durch folgende
Bestimmungen ersetzt:

„Das Ersuchen wird schriftlich
abgefaßt und vom Justizministe-
rium der ersuchenden Vertrags-
partei an das Justizministerium
der ersuchten Vertragspartei
gerichtet; der diplomatische Weg
ist jedoch nicht ausgeschlossen.
Ein anderer Weg kann unmittel-
bar zwischen zwei oder mehr
Vertragsparteien vereinbart wer-
den."

KAPITEL VI

Artikel 6

(1) Dieses Protokoll liegt für
die Mitgliedstaaten des Europa-
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rats, die das Übereinkommen
unterzeichnet haben, zur Unter-
zeichnung auf. Es bedarf der
Ratifikation, Annahme oder
Genehmigung. Die Ratifika-
tions-, Annahme- oder Genehmi-
gungsurkunden werden beim
Generalsekretär des Europarats
hinterlegt.

(2) Das Protokoll tritt 90 Tage
nach Hinterlegung der dritten
Ratifikations-, Annahme- oder
Genehmigungsurkunde in Kraft.

(3) Für jeden Unterzeichner-
staat, der das Protokoll später
ratifiziert, annimmt oder
genehmigt, tritt es 90 Tage nach
Hinterlegung seiner Ratifika-
tions-, Annahme- oder Genehmi-
gungsurkunde in Kraft.

(4) Ein Mitgliedstaat des Euro-
parats kann dieses Protokoll nicht
ratifizieren, annehmen oder
genehmigen, ohne gleichzeitig
oder vorher das Übereinkommen
ratifiziert zu haben.

Artikel 7

(1) Jeder Staat, der dem Über-
einkommen beigetreten ist, kann
diesem Protokoll beitreten, nach-
dem es in Kraft getreten ist.

(2) Der Beitritt erfolgt durch
Hinterlegung einer Beitrittsur-
kunde beim Generalsekretär des
Europarats; die Urkunde wird
90 Tage nach ihrer Hinterlegung
wirksam.

Artikel 8

(1) Jeder Staat kann bei der
Unterzeichnung oder bei der
Hinterlegung seiner Ratifika-
tions-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde ein-
zelne oder mehrere Hoheitsge-
biete bezeichnen, auf die dieses
Protokoll Anwendung findet.

(2) Jeder Staat kann bei der
Hinterlegung seiner Ratifika-
tions-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde
oder jederzeit danach durch eine
an den Generalsekretär des Euro-
parats gerichtete Erklärung dieses
Protokoll auf jedes weitere in der
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Erklärung bezeichnete Hoheits-
gebiet erstrecken, dessen interna-
tionale Beziehungen er wahr-
nimmt oder für das er Vereinba-
rungen treffen kann.

(3) Jede nach Absatz 2 abgege-
bene Erklärung kann in bezug
auf jedes darin genannte Hoheits-
gebiet durch eine an den General-
sekretär des Europarats gerich-
tete Notifikation zurückgenom-
men werden. Die Zurücknahme
wird sechs Monate nach Eingang
der Notifikation beim Generalse-
kretär des Europarats wirksam.

Artikel 9

(1) Die von einem Staat zu
einer Bestimmung des Überein-
kommens angebrachten Vorbe-
halte finden auch auf dieses Pro-
tokoll Anwendung, sofern dieser
Staat bei der Unterzeichnung
oder bei der Hinterlegung seiner
Ratifikations-, Annahme-, Ge-
nehmigungs- oder Beitrittsur-
kunde keine anderslautende
Absicht zum Ausdruck bringt.

(2) Jeder Staat kann bei der
Unterzeichnung oder bei der
Hinterlegung seiner Ratifika-
tions-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde
erklären, daß er sich das Recht
vorbehält,

a) Kapitel I nicht anzuneh-
men;

b) Kapitel II nicht oder nur
hinsichtlich bestimmter
strafbarer Handlungen oder
bestimmter Kategorien der
in Artikel 2 bezeichneten
strafbaren Handlungen
anzunehmen;

c) Kapitel III nicht anzuneh-
men oder nur Artikel 3
Absatz 1 anzunehmen;

d) Kapitel IV nicht anzuneh-
men;

e) Kapitel V nicht anzuneh-
men.

(3) Jede Vertragspartei kann
einen von ihr nach Absatz 2 ange-
brachten Vorbehalt durch eine an
den Generalsekretär des Europa-
rats gerichtete Erklärung zurück-
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ziehen; die Erklärung wird mit
ihrem Eingang wirksam.

(4) Eine Vertragspartei, die
einen Vorbehalt zu einer Bestim-
mung des Übereinkommens auf
dieses Protokoll angewendet öder
einen Vorbehalt zu einer Bestim-
mung des Protokolls angebracht
hat, kann nicht verlangen, daß
eine andere Vertragspartei diese
Bestimmung anwendet; sie kann
jedoch, wenn es sich um einen
Teilvorbehalt oder einen beding-
ten Vorbehalt handelt, die
Anwendung der betreffenden
Bestimmung insoweit verlangen,
als sie selbst sie angenommen hat.

(5) Andere Vorbehalte zu die-
sem Protokoll sind nicht zulässig.

Artikel 10

Das Europäische Komitee für
Strafrechtsfragen des Europarats
wird die Durchführung dieses
Protokolls verfolgen; soweit
erforderlich, erleichtert es die
gütliche Behebung aller Schwie-
rigkeiten, die sich aus der Durch-
führung des Protokolls ergeben
könnten.

Artikel 11

(1) Jede Vertragspartei kann
dieses Protokoll durch eine an
den Generalsekretär des Europa-
rats gerichtete Notifikation für
sich kündigen.

(2) Die Kündigung wird sechs
Monate nach Eingang der Notifi-
kation beim Generalsekretär
wirksam.

(3) Die Kündigung des Über-
einkommens hat ohne weiteres
auch die Kündigung dieses Pro-
tokolls zur Folge.

Artikel 12

Der Generalsekretär des Euro-
parats notifiziert den Mitglied-
staaten des Rates und jedem
Staat, der dem Übereinkommen
beigetreten ist,

a) jede Unterzeichnung dieses
Protokolls;
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b) jede Hinterlegung einer
Ratifikations-, Annahme-,
Genehmigungs- oder Bei-
trittsurkunde;

c) jeden Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Protokolls
nach seinen Artikeln 6 und
7;

d) jede nach Artikel 8
Absätze 2 und 3 eingegan-
gene Erklärung;

e) jede nach Artikel 9 Absatz 1
eingegangene Erklärung;

f) jeden nach Artikel 9 Absatz 2
angebrachten Vorbehalt;

g) jedes Zurückziehen eines
Vorbehalts nach Artikel 9
Absatz 3;

h) jede nach Artikel 11 einge-
gangene Notifikation und
den Zeitpunkt, zu dem die
Kündigung wirksam wird.

Zu Urkund dessen haben die
hierzu gehörig befugten Unter-
zeichneten dieses Protokoll
unterschrieben.

Geschehen zu Straßburg am
17. März 1978 in englischer und
französischer Sprache, wobei
jeder Text gleichermaßen authen-
tisch ist, in einer Urschrift, die im
Archiv des Europarats hinterlegt
wird. Der Generalsekretär des
Europarats übermittelt allen
Unterzeichnerstaaten und allen
beitretenden Staaten beglaubigte
Abschriften.

Vorbehalt

Die Republik Österreich
erklärt gemäß Art. 9 Abs. 2 des
Protokolls, Kapitel II nur hin-
sichtlich Abgaben-, Steuer- und
Zollstrafsachen anzunehmen.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 2. Mai 1983 beim Generalsekretär des Europarats hinterlegt; das zweite Zusatzproto-
koll tritt gemäß seinem Art. 7 Abs. 2 für Österreich am 31. Juli 1983 in Kraft.
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Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarats haben folgende weitere Staaten das zweite
Zusatzprotokoll ratifiziert bzw. angenommen:

Dänemark, Niederlande (für das Königreich in Europa) und Schweden.

Schweden hat anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde nachstehende Erklärung abgege-
ben:

„Bei Anwendung des Art. 12 Abs. 1 des Übereinkommens (Kapitel V, Art. 5 des Protokolls) werden
die dem Ministerium für Justiz zugewiesenen Funktionen vom 'Ministerium für Auswärtige Angelegenhei-
ten ausgeübt."

Kreisky

298.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

Z U S A T Z A B K O M M E N

zum Abkommen vom 11. November 1975 zwischen
der Republik Österreich und dem Königreich

Schweden über Soziale Sicherheit

Die Republik Österreich
und

das Königreich Schweden

in dem Wunsch, das Abkommen über Soziale
Sicherheit vom 11. November 1975 *) — im folgen-
den Abkommen genannt — den gegenwärtigen
Verhältnissen anzupassen, sind wie folgt übereinge-
kommen :

Artikel I

1. Artikel 1 Absatz 1 Ziffer 3 des Abkommens
hat folgende Fassung zu erhalten:

„3. „Staatsangehöriger"
in bezug auf Österreich
dessen Staatsbürger,
in bezug auf Schweden
eine Person schwedischer Staatsangehörig-
keit;".

2. Artikel 6 des Abkommens hat zu entfallen.

3. a) Dem Artikel 19 Ziffer 4 des Abkommens ist
als litera e anzufügen:

„e) Als neutrale Zeiten gelten Zeiten, während
derer der Versicherte einen Anspruch auf
eine Pension aus dem Versicherungsfall des
Alters oder der Invalidität nach den schwedi-
schen Rechtsvorschriften hatte."

b) Artikel 19 Ziffer 5 des Abkommens hat fol-
gende Fassung zu erhalten:

„Übersteigt bei Durchführung des Artikels 18
Absatz 1 litera c die Gesamtdauer der nach den
Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten zu
berücksichtigenden Versicherungszeiten das nach
den österreichischen Rechtsvorschriften für die
Bemessung des Steigerungsbetrages festgelegte
Höchstausmaß, so ist die geschuldete Teilpension

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 587/1976
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nach dem Verhältnis zu berechnen, das zwischen
der Dauer der nach den österreichischen Rechts-
vorschriften zu berücksichtigenden Versicherungs-
zeiten und dem erwähnten Höchstausmaß von Ver-
sicherungsmonaten besteht."

c) Im Artikel 19 des Abkommens ist eine neue
Ziffer 5 a mit folgendem Wortlaut einzufügen:

„5 a. Für die Bemessung des Hilflosenzuschusses
gilt Artikel 18 Absatz 1 literae b und c; Artikel 21
ist entsprechend anzuwenden."

d) Im Artikel 19 Ziffer 6 des Abkommens ist in
der deutschen Textfassung der Ausdruck „Beträge"
durch den Ausdruck „Beiträge" zu ersetzen.

4. Abschnitt III Kapitel 2 Teil 2 des Abkommens
hat folgende Fassung zu erhalten:

„TEIL 2

G e w ä h r u n g v o n P e n s i o n e n n a c h den
s c h w e d i s c h e n R e c h t s v o r s c h r i f t e n

Artikel 22

Für die Erfüllung der nach den schwedischen
Rechtsvorschriften für die Gewährung der Volks-
pension bei Auslandsaufenthalt festgelegten Min-
destdauer von drei Kalenderjahren, für die Pen-
sionspunkte gutgeschrieben sind oder die als solche
Jahre gelten, sind die nach den österreichischen
Rechtsvorschriften erworbenen Versicherungszei-
ten, soweit erforderlich, zu berücksichtigen, soweit
sie nicht auf dieselbe Zeit entfallen. Hiebei stehen
einem Kalenderjahr, für das Pensionspunkte gutge-
schrieben sind, zwölf in der österreichischen Pen-
sionsversicherung erworbene Versicherungsmonate
gleich.

Artikel 23

(1) Volkspensionen nach den schwedischen
Rechtsvorschriften sind österreichischen Staatsan-
gehörigen, gegebenenfalls unter Berücksichtigung
des Artikels 22, ausschließlich nach folgenden
Regeln zu gewähren:

1. Für einen österreichischen Staatsangehörigen,
der sich in Schweden gewöhnlich aufhält, gel-
ten die auf Personen, die nicht schwedische
Staatsangehörige sind, anzuwendenden
schwedischen Rechtsvorschriften.

2. Ein österreichischer Staatsangehöriger,
a) der sich in Schweden gewöhnlich aufhält

und die in den unter Ziffer 1 bezeichneten
Rechtsvorschriften vorgesehenen Voraus-
setzungen nicht erfüllt oder

b) der sich außerhalb Schwedens gewöhnlich
aufhält,

hat Anspruch auf Volkspension entsprechend
den auf schwedische Staatsangehörige bei
gewöhnlichem Aufenthalt im Ausland anzu-
wendenden Rechtsvorschriften.
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3. Die Behindertenbeihilfe, soweit sie nicht als
Zulage zu einer Volkspension gebührt, die
Pflegebeihilfe für behinderte Kinder, der Pen-
sionszuschuß und die einkommensabhängigen
Pensionsleistungen sind einem österreichi-
schen Staatsangehörigen, der sich in Schwe-
den gewöhnlich aufhält, in entsprechender
Anwendung der Ziffern 1 und 2 zu gewähren.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Personen, die
ihre Rechte von einem österreichischen Staatsange-
hörigen ableiten.

Artikel 24

Für die Gewährung von Zusatzpensionen nach
den schwedischen Rechtsvorschriften gilt folgen-
des:

1. Pensionspunkte werden Personen, die nicht
schwedische Staatsangehörige sind, nur auf
Grund einer Erwerbstätigkeit während des
gewöhnlichen Aufenthaltes in Schweden gut-
geschrieben.

2. Hat eine Person Versicherungszeiten sowohl
in der schwedischen Zusatzpensionsversiche-
rung als auch in der österreichischen Pen-
sionsversicherung erworben, so sind diese für
den Erwerb eines Anspruches auf Zusatzpen-
sion, soweit erforderlich, zusammenzurech-
nen, soweit sie nicht auf dieselbe Zeit entfal-
len. Hiebei stehen einem Kalenderjahr, für
das Pensionspunkte gutgeschrieben sind,
zwölf in der österreichischen Pensionsversi-
cherung erworbene Versicherungsmonate
gleich.

3. Für die Berechnung einer Zusatzpension sind
nur Versicherungszeiten nach den schwedi-
schen Rechtsvorschriften heranzuziehen.

Artikel 25

Die Übergangsbestimmungen nach den schwedi-
schen Rechtsvorschriften betreffend den Anspruch
auf Volks- und Zusatzpensionen sowie deren Aus-
maß werden durch dieses Abkommen nicht
berührt."

5. Der deutsche Text des Artikels 38 Absatz 2
des Abkommens hat folgende Fassung zu erhalten:

„(2) Hat ein Träger der Sozialhilfe eines Ver-
tragsstaates eine Leistung der Sozialhilfe während
eines Zeitraumes gewährt, für den nachträglich
nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags-
staates Anspruch auf Geldleistungen entsteht, so
hat der zuständige Träger dieses Vertragsstaates
auf Ersuchen und zugunsten des Trägers der
Sozialhilfe die auf den gleichen Zeitraum entfallen-
den Nachzahlungen bis zur Höhe der gezahlten
Leistung der Sozialhilfe einzubehalten, als handelte
es sich um eine vom Träger der Sozialhilfe des letz-
teren Vertragsstaates gezahlte Leistung der Sozial-
hilfe."
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6. Punkt IV des Schlußprotokolls zum Abkom-
men hat zu entfallen.

7. Punkt VIII des Schlußprotokolls zum Abkom-
men hat folgende Fassung zu erhalten:

„VIII. Zu den Artikeln 20 und 21 des Abkommens:

Dem Anspruch auf schwedische Zusatzpension
steht ein Anspruch auf Volkspension entsprechend
den auf schwedische Staatsangehörige bei gewöhn-
lichem Aufenthalt im Ausland anzuwendenden
Rechtsvorschriften gleich."

8. Punkt X des Schlußprotokolls zum Abkom-
men hat zu entfallen.

9. Punkt XI des Schlußprotokolls zum Abkom-
men hat zu entfallen.

Artikel II
Artikel 40 des Abkommens gilt entsprechend für

Ansprüche, die erst auf Grund dieses Zusatzab-
kommens entstehen.

Artikel III

(1) Dieses Zusatzabkommen ist zu ratifizieren.
Die Ratifikationsurkunden sind so bald wie mög-
lich in Stockholm auszutauschen.

(2) Dieses Zusatzabkommen tritt am ersten Tag
des dritten Monats nach Ablauf des Monats in
Kraft, in dem die Ratifikationsurkunden ausge-
tauscht werden.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmäch-
tigten beider Vertragsstaaten dieses Zusatzabkom-
men unterzeichnet.

GESCHEHEN ZU Wien, am 21. Oktober 1982,
in zwei Urschriften, in deutscher und schwedischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise au-
thentisch sind.

Für die
Republik Österreich:

Willibald P. Pahr e. h.

Für das
Königreich Schweden:

Dag Malm e. h.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 29. April 1983 ausgetauscht; das Zusatzabkommen tritt gemäß seinem Art. III Abs. 2
am 1. Juli 1983 in Kraft.

Kreisky


